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Holkswirthſchaft und Perwaltungsrecht. 
(Schluß.) 


Die öffentlichen Anſtalten und Einrichtungen haben 
zum Zweck, die gemeinſamen Grundlagen und Hülfsmittel der indivi⸗ 
duellen Erwerbsthätigkeit zu liefern. Auch ſie werden zwar zum Theil 
als Erwerbszweige betrieben, doch muß der individuelle Erwerbszweck 
bei ihnen inſoweit zurücktreten, als das öffentliche Bedürfniß es er⸗ 
fordert. Die richtige Grenze kann nur rechtlich feſtgeſtellt und muß in 
ſorgſamer Erwägung aller Bedürfniſſe und Betriebsverhältniſſe beſtimmt 
werden. Solche öffentliche Wirthſchaftseinrichtungen ſind: a) Maß und 
Gewicht, b) das Geldweſen, c) das Bank- und Creditweſen, d) Trans⸗ 
port und Communication (Land⸗ und Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen, 
Poſten, Telegraphen), e) Verſtcherung. 

Alle dieſe Materien der wirthſchaftlichen Verwaltung haben zu⸗ 
gleich eine techniſche und eine rechtliche Seite; wie es denn überhaupt 
die Eigenthümlichkeit der Verwaltung gegenüber der Juſttz iſt, daß ſie 
ſich nie mit bloßen Rechtsfragen beſchäftigen kann, ſondern beſtimmte 
materielle Zwecke des Culturlebens ins Leben zu rufen hat und ſich 
daher faſt durchgängig des Beirathes und der Mitwirkung techniſch 
gebildeter Organe bedienen muß. Auch iſt dem Verwaltungsbeamten 
ſelbſt eine wenigſtens allgemeine techniſche Vorbildung in ſeinem Reſſort 
erforderlich oder doch nützlich. Die techniſche Einrichtung des Aichungs⸗ 
weſens, des Münzweſens, des Bankbetriebes, des Straßen⸗ und Waſſer⸗ 
baues, des Eiſenbahnbaues und Betriebes, des Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
betriebes, auch manche Geſchaͤfte des Verſicherungsweſens erfordern 
durchaus eine beſondere, auch zum Theil kaufmänniſche Vorbildung und 
Uebung, ohne welche die Verwaltung nicht geführt werden könnte. 


Anders verhält es ſich mit der rechtlichen Seite der wirthſchaft⸗ 
lichen Verwaltungszweige. Ihre Erforſchung und Darſtellung iſt eine 
Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft und die Aufgabe derſelben kann keine 
andere fein, als mit den ihr überhaupt zustehenden Mitteln das Recht 
der modernen Geſellſchaft daran zur klaren und ſicheren Erkenntniß 
und Anwendung zu bringen. Auf dieſem Gebiete des Rechtslebens iſt 
verhältnißmäßig noch wenig geſchehen, da die gewöhnliche Thätigkeit 
der Jurtsprudenz, Interpretation und Kritik vorhandener Rechtsquellen, 
hier nur ein geringes Feld findet. Man hat wohl gar vielfach gemeint, 
daß es ſich hier nur um Fragen der Zweckmäßigkeit, nicht um Rechts⸗ 
fragen handle und daß das Gebiet des Rechtes ſich nur in einzelnen 
Verzweigungen, ſo namentlich hinſichtlich gewiſſer Verträge und Rechts⸗ 
geſchäfte (Frachtvertrag, Verftcherungs vertrag, Expropriation ꝛc.) hierauf 
erſtreckte. 

Das iſt nun freilich ein großer Irrthum und das Privatrecht 
iſt auch hier nur zu häufig mit dem Rechte ſelbſt verwechfelt worden. 
So findet man auch noch in neueren Schriften Unterſcheidungen 
zwiſchen der juriſtiſchen und national⸗ökonomiſchen Natur der Dinge, 
die nur auf den Unterſchied zwiſchen der civiliſtiſchen und adminiſtra⸗ 
tiven Behandlung hinauslaufen. Man pflegt zu überſehen, daß doch 
das Verwaltungsrecht auch dem Rechte angehört. Die geringe Aus⸗ 
bildung des Verwaltungsrechtes trägt freilich hieran viele Schuld. 

Dieſe Lücke in der bisherigen Rechtswiſſenſchaft kann nur durch 
erſchöpfende ſyſtematiſche Ausarbeitung des Verwaltungsrechtes ſelbſt 
ausgefüllt werden. Anleitungen zur Behandlung wiſſenſchaftlicher Fragen 
helfen überhaupt wenig. Wie weit das Verwaltungsrecht ſich erſtreckt, 
welche eigenthümlichen Rechtsgrundſätze in ihm herrſchen, welchen Be⸗ 
dürfniſſen es zu genügen, aus welchen Quellen es zu ſchöpfen hat, 
welche Art der juriſtiſchen Behandlung es erfordert, alles das kann 


nur dem klar werden, der es vollſtändig überſieht und beherrſcht. In 


dieſer Beziehung muß das Verwaltungsrecht nach dem treffenden Aus⸗ 
drucke von Gerber's als eine faſt neue Wiſſenſchaft bezeichnet werden, 
die erſt in der Zukunft einer ebenbürtigen Exiſtenz neben den übrigen 
Rechtsdisciplinen entgegengeht. 

Die adminiſtrative Jurisprudenz hat im Allgemeinen keine 
andere Stellung wie die Jurisprudenz überhaupt. Sie hat das geltende 
Recht zu erforſchen und im Fluſſe der Entwickelung weiter zu führen. 
Da alles Recht in geſchichtlicher Fortbildung begriffen iſt und mit 
ſeinen Wurzeln oft in die weite Verganzenheit zurückreicht, ſo iſt auch 
hier das geſchichtliche Rechtsſtudium unerläßlich. Jedoch darf die 
adminiſtrative Jurisprudenz nie vergeſſen, daß ſie ganz beſonders die 
für die Befriedigung der Culturbedürfniſſe der Zeit nothwendigen 
Normen darzulegen hat, weßhalb ihr vor Allem ein Verſtändniß des 
modernen Lebens und ein Vertiefen in die Zuſtände und Bedürfniſſe 
desselben noth thut. Der adminiſtrative Juriſt iſt daher weniger auf 
das Studium von Antiquitäten, als auf neuere Geſchichte und Statiſtik 
zu verweiſen und er bedarf eines klaren, ſcharfen und freien Blickes 
um den Rechtsgehalt der Verwaltung aus dem offenen Leben ſelbſt 
und unmittelbar zu ſchoͤpfen. 

Bei allen öffentlichen Wirthſchaftseinrichtungen find hauptſächlich 
folgende Geſichtspunkte ins Auge zu faſſen: 1. Das Recht, reſp. Die 


Verpflichtung zu ihrer Errichtung: 2. die Grundſätze ihres Be⸗ 
triebes und ihrer Handhabung: 3. Rechte und Pflichten hinſichtlich 
ihres Gebrauches durch den Staat oder das Publicum. 3. B. beim 
Eiſenbahnweſen ſind folgende Fragen maßgebend: 1. Wer iſt berechtigt 
oder verpflichtet Eiſenbahnen zu bauen? (Staatsbahnen, Privatbahnen, 
gemiſchtes Syſtem; Grundſätze der Conceſſionsverleihung, durch Geſetz 
oder Verwaltungsact.) 2. Nach welchen Grundſätzen müſſen Eiſen⸗ 
bahnen gebaut und verwaltet werden? (Monopolbahnen, Concurrenz⸗, 
Parallelbahnen, Grundſätze des Baues, des Betriebes, des Tarifes, der 
Staatsaufſicht ꝛc.) 3. Welchen Gebrauchszwecken haben die Bahnen zu 
dienen, was ſind die berechtigten Anſprüche des Publicums und des 
Staates hinſichtlich der Benutzung der Eiſenbahnen? ꝛc. In gleicher 
Weiſe müſſen alle übrigen Zweige der Wirthſchaftsverwaltung zerlegt 
und unterſucht werden. 

Nur bei ſolcher rechtlichen Betrachtungsweiſe, im Anſchluß an 
das geltende Recht und die poſitive Verwaltungspraxis, entgeht man 
den ſchlimmen Wirkungen des doctrinairen Theoretiſirens mit abſtracten 
Principien. Nur zu oft begegnet es, daß an ſich und bei richtiger 
praktiſcher Anwendung ganz unanfechtbare Principien der in ihnen 
ruhenden Wahrheit entfremdet werden, dadurch, daß man ſie dem 
realen Zuſammenhang der Wirklichkeit entreißt und in leere, willkür⸗ 
liche Conſequenzen fortſpinnt, an die man bei ihrer Aufſtellung gar 
nicht gedacht hat. Dieſen Fehler hat man auf dem Gebiete der Ver⸗ 
waltung nur zu oft begangen, indem man dem Princip des laissez- 
faire zufolge den Staat aus der Volkswirthſchaft ganz und gar ent⸗ 
fernen und Alles der freien individuellen Selbſtbeſtimmung überlaſſen 
wollte. Der Satz, daß alle Principien ihre praktiſche Grenze haben 
und daß durch Nichtachtung derſelben alle Principien ad absurdum 
geführt werden können, iſt namentlich auf dem Gebiete der Verwaltung 
zu beachten. Hieher gehört es z. B., wenn der Grundſatz der freien 
Concurrenz dazu dienen ſoll, das Syſtem der Staatsbahnen, die 
Münzprägung des Staates, die Staatspoſten und Staatstelegraphen, 
öffentliche Verſicherungsanſtalten u. dgl. einfach zu verwerfen. Hiemit 
hängt auch der Irrthum zuſammen, daß alle dieſe Verhältniſſe bereits 
in der Natur geordnet ſeien und die im Verkehr auftauchenden Rechts⸗ 
fragen nach den Grundſätzen des Privatrechtes geordnet werden müßten; 
daß z. B. die Verpflichtungen der Eiſenbahnen gegen das Publicum 
nach den Grundſätzen des Privateigenthums und des Privatvertrages 
bemeſſen werden müßten, oder daß die vom Staate aufgeſtellte Maß⸗ 
und Gewichtsordnung für die Einzelnen nicht bindend ſein könne, da 
es Jedem überlaſſen bleiben müffe, nach ſeinem Privatbelieben den 
Inhalt von Kaufgeſchäften u. dgl. zu beſtimmen. In ſolchen Anſichten 
zeigt es ſich, daß den Juriſten die Idee des Verwaltungsrechtes ge⸗ 
radezu verloren gegangen iſt. 

Daß das Verwaltungsrecht mit anderen Rechtsgebieten, ſo na⸗ 
mentlich dem Privatrechte, manche Berührungspunkte hat, iſt nicht zu 
leugnen; nicht wenige Rechtsinſtitute find den verſchiedenen Rechtsdis⸗ 
eiplinen gemeinſam, aber ſte werden in jeder nach eigenthümlichen und 
ſelbſtſtändigen Rechtsgedanken conſtruirt. Dies gilt namentlich von der 
Perſönlichkeit, vom Eigenthum, von der Ehe, von den Verträgen. Ins⸗ 
beſondere iſt hier auch auf das Geld zu verweiſen. Das Geld iſt im 
Verwaltungsrechte eine öffentliche Einrichtung für den Werthverkehr; 
im Privatrechte kommt es als Gegenſtand von Geldſchulden, im Straf⸗ 
rechte als Gegenſtand der Münzfälſchung in Betracht. Zwar muß in 
allen verſchiedenen Rechtszweigen der allgemeine Begriff des Geldes 
der gleiche ſein; dies ſchließt aber nicht aus, daß ſich in jedem dieſer 
Begriff anders geſtaltet und kundgibt. Es iſt z. B. wohl denkbar, 
daß nicht an Allem, womit eine Geldſchuld gezahlt werden kann, das 
Verbrechen der Fälſchung begangen wird (z. B. an Wechſeln, Coupons 
2c.). Ihren eigentlichen Sitz hat die Theorie des Geldes im Verwal⸗ 
tungsrechte, denn das Geld iſt eine öffentliche Einrichtung und dient 
hauptſächlich den Bedürfniſſen des wirthſchaftlichen Verkehres. Es iſt 
jedoch die Behandlung des Geldes auch im Gebiete der civlliſtiſchen 
Theorie begreiflich und nothwendig, ſo weit die Erörterung des Weſens 
und Inhaltes der Geldſchulden dies mit ſich bringt; nur iſt es nicht 
zu billigen, wenn dabei ein Unterſchied zwiſchen der nationalskonomi⸗ 
ſchen und juriſtiſchen Auffaſſung des Gegenſtandes gemacht wird, denn 
dieſer Unterſchied iſt in der That nur ein adminiſtrativer und ci⸗ 
viliſtiſcher. 

Daß auch der Betrieb der einzelnen Erwerbszweige, 
deren nächſter und weſentlicher Zweck der Privaterwerb iſt, rechtlicher 
Ordnung unterliegt, bedarf keiner weiteren Ausführung. Wir haben ein 
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Recht der Landwirthſchaft, der Forſtwirthſchaft, der Fiſcherei, des Berg⸗ 
baues, des Gewerbe⸗ und Handelsbetriebes. Dieſes Recht iſt zum Theil 
in meiſt älteren Polizeiverordnungen, zum Theil in ſpeciellen Geſetzen 
enthalten. Es gibt Feldpolizeiordnungen, Forſtgeſetze, Fiſchereiordnun⸗ 
gen, Berggeſetze, Gewerbegeſetze u. ſ. f. Es würde zu weit führen, 
auf das Einzelne näher einzugehen. Von ſelbſt verſteht es ſich, daß 
die techniſchen Regeln des Betriebes aller dieſer Erwerbszweige von 
den hier einſchlagenden Rechtsgrundſätzen verſchieden find und in be⸗ 
ſonderen Wiſſenſchaften behandelt werden. Die Rechtsgrundſätze des 
Privaterwerbs aber beruhen auf den allgemeinen Rechtsnormen der 
Production, welche oben erörtert wurden; letztere werden begreiflicher 
Weiſe in jedem beſonderen Productionszweig näher beſtimmt und mo: 
dificirt durch die eigenthümliche Natur eines jeden. Auch hier gilt im 
Allgemeinen das Princip der wirthſchaftlichen Erwerbsfreiheit, Freiheit 
des Beſitzes, der Arbeit, der Preisbildung ꝛc. Wie weit aber die Ver⸗ 
waltung im Einzelnen einzugreifen und zu controliren hat, kann nur 
durch das Eingehen auf das Detail der Productionsverhältniſſe ſelbſt 
klar gemacht werden. 

Durch die vorausgehenden Erörkerungen wurde in den Haupt⸗ 
punkten zu zeigen verſucht, daß die Volkswirthſchaft dem Rechtsleben 
angehört und demgemäß einen Beſtandtheil der Rechtsordnung in jedem 
Volke bildet. Die Periode, wo die Grundſätze des nationalen Erwerbs⸗ 
lebens nur in den klugen Maßregeln der Staatskunſt oder in abſtracten 
naturrechtlichen Conſtructionen geſucht wurden, liegt als ein überwun⸗ 
dener Standpunkt hinter uns. Heute bildet der wirthſchaftliche Erwerb 
und Verbrauch ein Stück des Volkslebens; im Volke, in ſeiner ge⸗ 
ſchichtlich bedingten Entwicklung auf der Bahn der Freiheit liegt die 
Geſetzmäßigkeit der Wirthſchaft. Wir ſignaliſiren daher nur den Höhe⸗ 
punkt der heutigen Culturentwicklung, wenn wir für das wirthſchaft⸗ 
liche Volksleben dieſelbe Regel der Freiheit poſtuliren, wie für das 
politiiche, das wiſſenſchaftliche, das Privatleben: nämlich das Recht. 
Und da die Wiſſenſchaft die reine Geſetzmäßigkeit der Dinge zu er⸗ 
gründen hat, fo iſt klar, daß die Erforſchung der Geſetze der Volks⸗ 
wirthſchaft als Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft und zwar in specie der 
adminiſtrativen Jurisprudenz bezeichnet werden muß. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Nichtanmeldung des Gehilfen bei der Gewerbsgenoſſenſchaft 

fo wie die Nichtzahlung der Genoſſenſchaftsauflage ſeitens desſelben 

alterirt nicht die Verpflichtung der Genoſſenſchaft zur Zahlung der 
Krankenverpflegskoſten für den Gehilfen. 


Der Drechslergehilfe Philipp F. wurde, an einer Lungenent⸗ 
zündung erkrankt, in der Zeit vom 3. bis 16. Februar 1870 im 
allgemeinen Krankenhauſe in Wien verpflegt, wofür der Koſtenbetrag 
von 6 fl. 58 kr. erlaufen iſt. 

Auf Grund magiſtratlicher Erhebungen wurde die Wiener Drechs⸗ 
lergenoſſenſchaft zur Zahlung obiger Verpflegskoſtenſumme verpflichtet. 

Die Genoſſenſchaft recurrirte an die Statthalterei und machte 
geltend, daß ſie den F. als Drechslergehilfen gar nicht kenne und in 
diefem Sinne bereits dem Spitale die Mittheilung gemacht habe; 
daß der Arbeitsgeber W. zwar Genoſſenſchaftsmitglied war, allein die 
Auflagen nicht gezahlt habe und zuletzt, als es ſich um die Herein⸗ 
bringung von ſchon rückſtändigen 26 fl. Auflagegebühr handelte, gar 
nicht gefunden werden konnte. Auch habe endlich der Geſelle F. nie⸗ 
mals Auflagen bezahlt. 

Die Statthalterei beſtätigte die Magiſtratsentſcheidung und wies 
den Recurs der Genoſſenſchaft zurück, „weil es Sache der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſei, dafür zu ſorgen, daß Meiſter und Geſellen ihre Auflagen 
zahlen; außerdem ſtehe ihr ja das Regreßrecht zu“. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. Mat 1872, 
3. 6000 dem weiteren Recurſe der Genoſſenſchaft gleichfalls keine 
Folge gegeben, „nachdem erwieſen iſt, daß der Genannte bei dem der⸗ 
maligen Genoſſenſchaftsmitgliede Johann W. in Arbeit ſtand, und 
ſonach im Hinblicke auf den § 113 der Gewerbeordnung ſeine Eigen⸗ 
ſchaft als ein Angehöriger dieſer Genoſſenſchaft nicht im Zweifel iſt. 


Die Nichtanmeldung dieſes Gehilfen bei der Genoſſenſchaft und die 
Nichtbezahlung von Auflagen ſeitens desſelben vermag an der geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung der Genoffenihaft zur Vergütung der Verpflegs⸗ 
koſten nichts zu ändern“. Pf. 


Zur Mitgliedſchaft eines politiſchen Vereines berechtiget nur die 
erlangte phyſiſche Großjährigkeit. (Zu § 30 des Vereins⸗Geſ. vom 
15. November 4862.) 


Karl E., welcher das 24. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
hatte, aber volljährig erklärt war, iſt als Mitglied in den deutſch⸗ 
politiſchen Verein in Z. aufgenommen worden. Es kam erſt ſpäter 
zur Kenntniß des Obmannes, daß E. die phyſiſche Großjährigkeit 
nicht erreicht habe, und der Obmann beeilte ſich, die Sachlage zur 
Kenntniß des Bezirkshauptmannes zu bringen und zu fragen, ob die 
Aufnahme des Genannten als zuläſſig erkannt werde? 

Die Statthalterei hat darüber entſchieden, daß mit Hinblick auf 
§ 21 a. b. G. B. und § 30 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 
1867 nur männliche, großjährige öſterreichiſche Staatsbürger, mithin 
Perſonen, die das 24. Lebensjahr zurückgelegt haben, Mitglieder 
politiſcher Vereine ſein dürfen. 

Im Recurſe dagegen wurde betont, daß die gerichtlich erklärte 
Großjährigkeit weit größere Rechte gewähre, als dies das politiſche 
Vereinsrecht iſt. 

Das Miniftertum des Innern hat unterm 6. Februar 1872, 
3. 526 die Statthaltereientſcheidung beſtätiget, „weil nach § 30 des 
Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867 Minderjährige als Mit⸗ 
glieder politiſcher Vereine nicht aufgenommen werden dürfen, als min⸗ 
derjährig aber laut § 21 des a. b. G. B. alle Jene anzuſehen find, 
welche das 24. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben und in jenen 
Rechten, welche nach § 252 dieſes Geſetzbuches mit der erfolgten Voll⸗ 
jährigkeitserklärung eintreten, nicht auch das hier in Frage ſtehende 
politiſche Recht begriffen iſt“. 8. 


Titteratur. 


Menger, C. Dr, Die Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre. Erſter allgemeiner 
Theil. Wien 1871. Braumüller. 

Herrmann, Em., Miniaturbilder aus dem Gebiete der Wirthſchaft. Halle 1872. 
Nebert. 

Richter, C. Th., Einleitung in das Studium der Volkswirthſchaft. Prag 1872. 
Dominikus. 


Seit Beginn der fünfziger Jahre iſt das Intereſſe für volkswirthſchaftliche 
Studien in Oeſterreich in erfreulicher Zunahme begriffen. Aber an dem litterariſchen 
Schaffen auf dieſem wiſſenſchaftlichen Arbeitsfelde hat unſer Staat nur einen verhält⸗ 
nißmäßig geringen Antheil; litterariſche Producte wenigſtens bedeutenderer Art aus 
dem Gebiete der Nationalökonomie ſind noch immer ſelten. Während des abgelaufenen 
Jahres machten die vorangezeigten Werke den bei weitem größten Theil unſeres Con⸗ 
tingentes aus. 

Es iſt begreiflich, daß die beiden großen Strömungen in der Art der Behand⸗ 
lung wiſſenſchaſtlicher Fragen, welche die deutſche Wiſſenſchaft zu Tage treten ließ, auch 
die öſterreichiſche Forſchung beherrſchen. In den genannten Werken ſpiegelt ſich dies 
in deutlicher Weiſe ab. Menger's und Herrmann's Arbeit bekunden auf jeder Seite 
den Einfluß der von Wilhelm Roſcher vertretenen Richtung; beide ſind nicht nur von 
der Nothwendigkeit einer auf dem Boden der Erfahrung ſtehenden eracten Behandlung 
ihrer Doctrin überzeugt, ſondern ſie handhaben auch das Werkzeug der inductiven 
Methode in ſicherer und geſchickter Weiſe, mehr durch die erzielten Reſultate, als durch 
Worte deren Vorzüglichkeit beweiſend. Anders ſchreitet die Wiſſenſchaft Richter's ein⸗ 
her; wie fein Herr und Meifter Lorenz v. Stein, findet er feine Force in Syſtematik, 
aprioriſtiſchen Deductionen und einer dialectiſchen Erklärung der Thatſachen. Aber die 
Arbeit ſelbſt iſt arm an wirklichen wiſſenſchaftlicheu Ergebniſſen und beſtätigt hiedurch 
aufs Neue die wiederholt gemachte Erfahrung von der Unfruchtbarkeit dieſer ganzen 
Richtung. 

In der Einleitung zu feinen Grnndſätzen definirt Menger feinen Standpunkt 
mit folgenden Worten: „Wir waren bemüht, die complicirten Erſcheinungen der 
menſchlichen Wirthſchaft auf ihre einfachſten der ſichern Beobachtung noch zugäng⸗ 
lichen Elemente zurückzuführen, an dieſe letzteren das entſprechende Maß zu legen und 
mit Feſthaltung desſelben wieder zu unterſuchen, wie ſich die complieirten wirthſchaft⸗ 


lichen Erſcheinungen aus ihren Elementen geſetzmäßitz entwickeln“. Und dieſer Stand⸗ l 
punkt wird im ganzen Verlaufe der uns vorliegenden Unterſuchung ſtreng feſtgehal⸗ | die Phantaſie geſchaffen wurde, und es mußte Phantaſie bleiben, 
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ten; jedes Capitel ſpricht dafür, daß der Verfaſſer es mit feiner Aufgabe ernft genom- 
men habe. Freilich knüpft ſeine Forſchung zunächſt an die Probleme an, welche bei dem 
gegenwärtigen Stande der Disciplin gewiſſermaßen an deren Oberfläche ſchwimmen. 
Aber er tritt ausgerüſtet durch eine genaue Kenntniß der in Betreff der Probleme 
herrſchenden Meinungen in die Unterſuchung ein, und war in Folge deſſen wie durch 
ſorgfültige Benützung eines großen Materiales von Beobachtungen vollkommen in der 
Lage, eine Reviſion der Grundbegriffe, fo wie eine Löſung jener Probleme zu geben. 
Von den poſitiven Reſultaten, welche die Wiſſenſchaft ihm danken muß, ſei hier nur 
eines erwähnt; der Autor ſtellt eine neue Claſſification der Güter auf, indem er die⸗ 
ſelben nach dem Grade der Güterqualität in Güter der höheren und niederen Ordnung 
ſcheidet; fo ſcholaſtiſch dies auch auf den erſten Blick erſcheinen mag, fo iſt dieſe Unter⸗ 
ſcheidung wiſſenſchaftlich von tiefgreifender Bedeutung, weil auf Grund derſelben die 
Lehre vom Tauſchverkehr eine weſentlich andere Geſtalt empfängt. Ein beſonders ge⸗ 
lungenes Capitel iſt die Lehre vom Gelde. 

Wenn auch in der Methode der Behandlung wirthſchaftswiſſenſchaftlicher Ge⸗ 
genſtände mit Mengers Arbeit ein bischen verwandt, zeigen doch die Miniaturbilder 
Herrmanns eine weſentlich andere Anlage. In ſcheinbar zuſa mmenhangsloſen Bildern 
führt er uns eine Reihe wirthſchaftlicher Erſcheinungen in ſorgfältig gearbeiteter, abge⸗ 
rundeter Detailſchilderung vor. Wir finden da eine neue Unterſuchung über die 
Theilung der Arbeit, welcher als praktiſcher Commentar eine Studie über die Kunſt⸗ 
mühle zu Ebenfurth ſich anſchließt; ein anderes Bild behandelt die Geſchichte der 
Glasſpinnerei; das von Thünen ſche Geſetz wird mit Humboldts Iſothermen zu: 
ſammengeſtellt und zu einer ſyſtematiſchen Lehre von den Zonen der Wirthſchaft ex» 
weitert; in einem weiteren Bilde wird die Geſchichte der Correſpondenzkarten ausein⸗ 
andergeſetzt; das ſechste Bild gilt der ökonomiſchen Bedeutung der Rotation; endlich 
finden wir ein ſehr eingehendes culturgeſchichtlich wie ökonomiſch intereſſantes Capitel 
über „die Launen der Pracht“. Obwohl in fämmtlichen Abſchnitten die Beſchreibung 
eine große Rolle ſpielt, ſo bildet ſie doch nur die Nebenſache. Dem Autor war es mehr 
darum zu thun, an ganz cencreten forgfältig beobachteten Stoffen dem Leſer die 
Wirkſamkeit und Art der ökonomiſchen Geſetze recht lebhaft vor die Augen zu ſtellen. 

Karl Thomas Richter hat entdeckt, daß der Volkswirthſchaftslehre eigentlich ein 
Gebiet fehle, welches das Studium der Volkswirthſchaft immer einleiten ſolle. „Es iſt 
das Gebiet, welches Begriff, Geſchichte und Bedeutung der Volkswirthſchaft fo ent⸗ 
wickelt, daß einerſeits das eine Gebiet des Wiſſens den Zuſammenhang mit allem anderen 
Wiſſen und Forſchen finde, andererſeits aber es ſelber (sie)! in ſeiner ganzen Macht 
und Bedeutung hervortrete“. Es iſt hier nicht am Platze, mit dem Verfaſſer über die 
abſolute Nothwendigkeit einer ſolchen Propädeutik zu rechten; wir würden auch durch 
ein Eingehen auf dieſe Frage gegen die Auffaſſung verſtoßen, welche Richter ſelbſt mit 
den Worten Sonnenfels' dem Beurtheiler ſeines Werkes in der Einleitung gewiſſer⸗ 
maßen zur Pflicht macht. Aber ſelbſt wenn wir die Nothwendigkeit einer ſolchen ein⸗ 
leitenden Arbeit unerörtet zugeben, müßte dieſe nach unſerem Dafürhalten anders aus⸗ 
gefallen ſein. Es iſt nicht zu läugnen, daß der Autor mitunter geſchickt und geiſtreich 
zu ſchreiben verſteht, aber einem Buche von der Tendenz des vorliegenden muthen wir 
noch ganz etwas anderes zu. Soll eine Propädeutik ihren Zweck erfüllen, fo muß fie 
klare Begriffsbeſtimmungen geben, den Zuſammenhang des bearbeiteten Gebietes mit 
den verwandten kurz und beſtimmt bezeichnen und die Entwickelungsperioden der Wirth⸗ 
ſchaft in ihren geſchichtlichen Hauptmerkmalen charakteriſiren. Statt klarer Begriffe, 
erhalten wir aber hier weitſchweifige Deductionen, welche an das Entfernteſte an⸗ 
knüpfen, bei der Ueberſicht der geſchichtlichen Entwickelung der Wirthſchaft macht ſich 
überall das Streben bemerklich, den Geiſt der Perioden nach Art der Hegel'ſchen Philo⸗ 
ſophie auf allgemeine Formeln zu reduciren. Und geht man den Ausführungen des 
Verfaſſers ein bischen zu Leibe, ſo löſen ſich viele Sätze in gewöhnliche Gemeinplätze 
auf, welchen nur der Flitterſtaat der philoſophiſchen Darſtellung eine Weile anderen 
Charakter verleiht, oder wir finden Sätze von einem myſtiſchen Tteffinn, daß kein Ver⸗ 
ſtand der Verſtändigen in deſſen Abgründe zu dringen vermag. Zum Belege ſeien 
nur einige ſolcher Sätze hier erwähnt, wiewohl wir eine ganz hübſche Blüthenleſe auf⸗ 
zubringen im Stande wären. Auf Seite 10 leſen wir die Stelle: „Die Erde, wie fie 
mit dieſem Inhalte ein Körper ift, iſt nun zuerſt für ſich und erſcheint nach ihrer 
äußeren Geſtaltung in Land⸗ und Waſſerbeſtandtheile geſchieden. Nur im Innern iſt 
das Feuer die Form der Körperloſigkeit, nicht der Körper felbft. Dieſer hat, 
je näher er ſeine Theile zum Mittelpunkte drängt, noch nicht die Ruhe der Feſtigkeit 
gewonnen. Und wo Bewegung, ift Reibung, und wo Reibung iſt, da tft Wärme. Die 
Wärme in ihrer höchſten Geſtalt iſt Glut und Feuer“. Auf Seite 31 läßt der Ver⸗ 
faſſer die Liebe die ſittliche Wirkung der bloßen Geſchlechtsvermifchung ſeln. Seite 
181 ſteht die claſſiſche Stelle: „Der Begriff iſt der Ausdruck der Erkenntniß. Das 
Wort ihre Form. Was enthält alſo der Begriff der Cultur? Sein Inhalt und 
ſein Werden erklärt es. Er beginnt im einzelnen Menſchen, er vollendet ſich in der 
Menſchheit und umfaßt ſie als Einheit“. Seite 301 heißt es: „Das Leben des Men⸗ 
ſchen in allen Formen ift ein unendlich vielfaches und vielgeſtaltiges in feiner wirt: 
lichen Erſcheinung“. Von den neugebildeten Ordnungen der Gomrumiften und 


Socialiſten bemerkt der Autor auf Seite 304: „Es blieb Phantaſie, was nur durch 
weil das, was dem 
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Weſen der menſchlichen Entwicklung entgegengeſetzt iſt, niemals den Inhalt dieſer hörden betreffs der nach der Inſtruction vom 17. Jänner 1868, wegen Uebergabe der 
Entwicklung bilden kann“. Seite 167: „Alles Leben iſt an den Leib gebunden, es iſt Geſchäfte an die Schulconcurrenz⸗Ausſchüſſe vorgeſchriebenen Erhebungen und der 


nothwendig, daß er ſein Recht gewinnt. Dieſes Recht gibt ihm die Wirthſchaft. Wie 
weit ſie die Einheit und Verſchiedenheit zieht, ſo weit bilden ſie die Nationalität auf 
unerſchütterlichem Boden“ ꝛc. Unwillkürlich ziehen Einem, wenn man Solches liest, die 
Worte aus der „Prezioſa“ durch den Kopf: 
„Herrlich! etwas dunkel zwar, 
Aber es klingt recht wunderbar!“ Dr. V. P. 
Lichtnegel, J. C., Geſchichte der Entwicklung des öſterreichiſchen Rechnungs⸗ 
und Controlweſens. 1. Liefrg. Graz 1872. Im Selbſtverlag. 


Gewiſſe Gebiete des Staatslebens find von der Wiſſenſchaft fo verlaſſen, daß 
man wahrlich nicht weiß, ſoll man ſich mehr über dieſe Gleichgiltigkeit der Doctrin ver⸗ 
wundern, oder das Loos derer bedauern, welche ſich über jenen Zweig näher informiren 
wollen oder muͤſſen. Ein ſolches Gebiet ift auch das ſtaatliche Rechnungs⸗ und Control⸗ 
weſen Nicht nur, daß es kaum ein anderes geben dürfte, wo die Zahl der erſchienenen 
Arbeiten ſo ſpärlich iſt, tragen dieſe auch mehr den Charakter zuſammenfaſſender prak⸗ 
tiſcher Handbücker, als wiſſenſchaftlich angelegter Werke. Vollends dunkel blieb die 
Geſchichte der Entwicklung nnfered öſterreichiſchen Rechnungs⸗ und Controlweſens, 
obwohl gerade Diefe wegen des reichen Apparates von Einrichtungen und Praktiken, in 
welchen die mühevolle Arbeit mehrerer Jahrhunderte niedergelegt erſcheint, das Inter⸗ 
eſſe des Forſchers geradezu herauszufordern geeignet iſt. 

Wir können darum dem Unternehmen des Herrn Statthaltereirathes J. C. 
Lichtnegel, von dem die erſte Lieferung vorliegt, nur lebhaftes Intereſſe entgegen 
bringen. Es ist die erſte Arbeit, welche wir in Oeſterreich über die Geſchichte dieſes 
Verwaltungszweiges aufzuweiſen haben. Der Verfaſſer gibt mit derſelben zugleich eine 
nach rückwärts reichende Ergänzung ſeines früher erſchienenen Werkes der „Syſtema⸗ 
tiſchen Darſtellung der Grundfätze im neuen Civil⸗, Caſſa⸗, Rechnungs⸗ und Control⸗ 
weſen“ (Wien 1868, Manz) und beabſichtigt, mit drei Lieferungen den reichhaltigen, 
ihm zu Gebote ſtehenden Stoff vollkommen erſchöpfen zu können. Die vorliegende 1. 
Lieferung umfaßt eine allgemeine Einleitung und reicht mit den drei Capiteln von den 
älteſten Rechnungs⸗ und Controlzuſtänden bis 1805, d. i. zur Errichtung des öſter⸗ 
reichiſchen Generalrechnungsdirectoriums. 

Freilich eine Geſchichte des Rechnungsweſens ift die Arbeit noch keineswegs, 
dieſe ſchreiben zu können, hat Vorarbeiten zur Vorausſetzung, welche noch der Bewälti⸗ 
gung harren; es müſſen erſt die Materialien vollſtändig erſchloſſen und bearbeitet ſein, 
mit denen eine zuſammenfaſſende Geſchichte angelegt werden kann. Aber als Bauſteine 
für eine Geſchichte der Entwicklung des Rechnungsweſens wird Die Arbeit Lichtnegels 
immer willkommen geheißen werden können, denn der Verfaſſer war nicht allein fo 
glücklich, eine Reihe wichtiger und wenig bekannter Daten aufzuspüren, ſondern verſtand 
es auch den Antheil der ermittelten Thatſachen für die Geſchichte der Entwicklung in 
die rechte Beleuchtung zu ſtellen. 


Notiz. 


(Adminiſtrativ⸗Proceſſuales. Rechtsanſchauung über Com⸗ 
petenzzweifel rückſichtlich der Frage, ob die politiſchen Behörden 
oder Schulbehörden zu entſcheiden haben, wenn es ſich um Giebig⸗ 
keiten an Schul- oder Kirchenbedienſtete handelt, oder wenn Auf⸗ 
ſandsurkunden rückſichtlich der Vergewährung der Schulimmobi— 
lien aus zuſtellen find.) Der Landesſchulrath hat ſich mit der k. k. Statthalterei 
in der Anſicht geeinigt, daß in allen ſtreitigen Verhandlungen, wo es ſich um das Be⸗ 
zugsrecht oder um das Maß der Leiſtung für Rechnung der Schule oder der Schul⸗ 
fonde handelt, ſomit auch bei ſtreitigen Theilungen der Giebigkeiten zwiſchen Schule 
und Kirche bis zu dem in naher Ausſicht ſtehenden Erſcheinen des Landesgeſetzes in 
Betreff Ablöſung der Geld⸗ und Naturalgiebigkeiten an Kirchen, Pfarren und Schulen 
die politiſche Behörde als zur Entſcheidung competent zu betrachten iſt, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Bezug für die Zeit vor der Trennung des Schuldienſtes von den Kirchen⸗ 
dienſten, oder ſeither angeſprochen wird. (Erlaß des ſteiermärkiſchen Landesſchulrathes 
vom 15 Februar 1872, 3. 693.) — Anläßlich der Trennung des Meßnerdienſtes vom 
Schuldienſte find ſtreitige Auſprüche noch auszutragen betreffs Theilung der Natural⸗ 
giebigkeiten, ferners wegen Benützung von Schulgebäuden und Grundſtücken. Auch 
ſind in vielen Fallen die den Schulgemeinden auf Schulgebäude und Grundſtücke zu⸗ 
ftehenden Eigenthums⸗ oder Benützungsrechte noch nicht im Grundbuche eingetragen. 
Was nun Streitfälle, in denen es ſich um das Bezugsrecht oder um das Maß der 
Leiſtungen für Rechnungen der Schulen oder Schulfonde oder um Thetlung von 
Giebigkeiten zwiſchen Schul- und Kirchendienſt handelt, anbelangt, wurde bereits mit 
hierämtlichem Erlaſſe vom 15. Februar 1872, Z. 693 eröffnet, daß zur Entſcheidung 
hierüber die politiſchen Behörden berufen erachtet werden. Es iſt nunmehr nur eine 


Folgerung aus Obigem, wenn der Landesſchulrath die Competenz der politiſchen Be⸗ 
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bezüglichen Commiſſion zuſtehenden Acte, in fo weit fie nöthig erſcheinen, um als 
Grundlage für Entſcheidungen auch in den anderen oberwähnten Richtungen zu 
dienen und insbeſondere auch die nach § 8 dieſer Inſtruction den politiſchen Behörden 
obliegende Verpflichtung zur Verſchaffung von geeigneten Urkunden zur Vergewäh⸗ 
rung der Schulgemeinden auf Schulgebäude und Grundſtücke für noch weiters vor⸗ 
kommende Fälle und ohne Rückwirkung auf bereits ausgeſtellte Aufſandsurkunden, in 
ſo weit dieſe nicht angefochten wurden, nicht auf die Schulbehörden übergegangen 
anſieht. (Erlaß des ſtetermärkiſchen Landesſchulraths vom 25. April 1872, Z. 1560.) 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 6. Mai 1872, Z. 5287, betreffend Unzu⸗ 
läſſigkeit der Emiſſton neuer Geſellſchafts⸗Actien vor erfolgter Volleinzahlung der 
Actien früherer Emiſſion. 


Ich beehre mich Eurer Hochwohlgeboren zur eigenen Kenntnißnahme und zur 
gefälligen Bekanntgabe an die von Euerer Hochwohlgeboren ernannten landesfürſt⸗ 
lichen Commiſſäre bei Actiengeſellſchaften behufs Darnachachtung im Falle ſolche Ge⸗ 
ſellſchaften Beſchlüſſe auf Erhöhung ihres Actiencapitals faſſen ſollten, mitzutheilen, 
daß die Emiſſion neuer Actien vor erfolgter Volleinzahlung der Actien früherer Emiſ⸗ 
ſion ausnahmslos unſtatthaſt iſt, und daß jede wie immer geartete Umgehung dieſes 
Verbotes hintanzuhalten iſt, 

Dieſer Grundſatz hat auch in dem Falle Anwendung zu finden, wenn eine 
neue Emiſſion von Actien innerhalb des ſtatutenmäßigen Grunde pitals beabfichtigt 
werden follte, ohne daß, wie es hie und da in früheren Jahren geſchehen, das Recht 
sur Ausgabe neuer Actien vor Volleinzahlung der bereits emittirten in den Statuten 
ausdrücklich eingeräumt worden iſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Gruppenvorſtande im militär⸗geographiſchen In⸗ 
ſtitute Heinrich Schönhaber als Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe 
in Gemäßheit der Ordensſtatuten den Ritterſtand mit dem Prädicate Weugerot ver⸗ 

iehen. 
i Seine Majeſtät haben den Director des deutſchen Stantögymnafiums in Ol⸗ 
mütz Dr. Erasmus Schwab zum Landesſchulinſpector zweiter Claſſe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penflonirten Hafenlootſen Anton Espoſto das 
ſitberne Verdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den auf eine Bezirkscommiffärsſtelle eingereihten 
früheren Bezirksvorſteher Wilhelm Brem zum Bezirkshauptmann zweiter Claſſe er⸗ 
nannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeiactuar Rudolf Michler zum Com⸗ 
miſſär der Wiener Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat eine bei der Direction für admi⸗ 
niſtrattwe Statiſtik erledigte Conceptsadjunctenſtelle dem Rechnungsrevidenten dritter 
Claſſe bei dieſer Direction Heinrich Ehrenberger verliehen. 

Der Handelsminiſter hat dem Generalinſpeetion'⸗Commiſſär Franz Czerny 
eine Inſpeckorsſtelle bei der k. k. Generaldirection der öſterr. Eiſenbahnen verliehen. 

Der Handelsminiſter hat dem Poſtdirections⸗Seeretär in Lemberg Wilhelm 
Kloſſe eine Poſtinſpectorsſtelle im Handelsminiſterium und dem Poſtdirections⸗Se⸗ 
eretär extra statum in Wien Joſeph Kratochwill eine ſyſtemiſirte Secretäräftelle 
im Status der k. k. Poſtdirectionen verliehen; dann zu Seeretären in dieſem Status er⸗ 
nannt: die Poſtdirectionsconcipiſten Raimund Stücker in Graz und Joſeph Fiſcher 
in Prag, den Poſtverwalter in Bruck a. d. Mur Adalbert Caſſinelli und den 
Poſtdirectionsconcipiſten in Lemberg Moriz Klein. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle im Verwaltungsgebiete der n. 6. Statthalterei, Gehalt 
1000 fl., bis 30. Juni 1872. (Amtsbl. Nr. 138.) 

Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen, Gehalt 
jährlich 700 fl., dann zwei Bauprakticantenſtellen mit Adjutum jährlich 400 fl., bis 
15. Juli 1872. (Amtsbl Nr. 138. 

Schätzungsreferentenſtelle für das Kronland Nieder⸗Oeſterreich, mit dem Tag⸗ 
gelde von 4 fl. bei der Grundſteuer⸗Landescommiſſton in Wien, bis 30. Juni 1872. 
(Amtsbl. Nr. 138.) 

Aſſiſtentenſtelle an der Forſtakademie Mariabrunn, Gehalt 600 fl. und freie 
Wohnung, bis 1. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 138.) 

Bergmeiſtersſtelle, Gehalt 1200 fl., Hüttenmeiſtersſtelle, Gehalt 1200 fl. 
Probierersſtelle, Gehalt 1200 fl., Hüttenchemikersſtelle, Gehalt 1000 fl., Kanzlei⸗ 
officialsſtelle, Gehalt 600 fl., Caſſeaſſiſtentenſtelle, Gehalt 600 fl. nebft Naturalquartier 
und Quartiergeld bei der Bergdirection und Hauptwerksverwaltung in Pribram, bis 
6. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 139.) 

Oberingenieursſtelle im Stande der dalmatiniſchen Statthalterei, Gehalt 
1300 fl. bis zum 15. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 139.) 

Forſtcommiſſärsſtelle im Bereiche der politiſchen Verwaltung Dalmatiens Ge⸗ 
halt 600 fl. und Pauſchale, bis 1. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 139.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


